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263. Bundesgesetz: Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1957.
2 6 4 . Bundesgesetz: Veräußerung von bundeseigenen Liegenschaften in Stockerau (Jäger- und Artilleriekaserne)

im Tauschwege mit Grundstücken der Stadtgemeinde Stockerau (Prinz Eugen-Kaserne u. a.).
2 6 5 . Kundmachung: Neufassung der Liste B zum Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik

Österreich und der Regierung der Republik Italien über die Regelung des erleichterten
Warenaustausches zwischen den österreichischen Bundesländern Tirol und Vorarlberg und
der italienischen Region Trentino—Alto Adige.

2 6 6 . Kundmachung: Inkrafttreten des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen
und Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch und den Stand der Ratifikationen und Beitritte
zu demselben.

2 6 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Regelung des Personenverkehrs
zwischen den Mitgliedsstaaten des Europarates.

2 6 3 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1958
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1957.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat
vorgelegten Bundesrechnungsabschluß der Re-
publik Österreich für das Verwaltungsjahr 1957
wird die Genehmigung erteilt.

Schärf
Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

2 6 4 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1958,
betreffend Veräußerung von bundeseigenen
Liegenschaften in Stockerau (Jäger- und
Artilleriekaserne) im Tauschwege mit Grund-
stücken der Stadtgemeinde Stockerau (Prinz

Eugen-Kaserne u. a.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften
Grundparzellen 1, 2, 5/1, 5/2, 251, 3918 und
3926/2, EZ. 1, Grundparzelle 552, EZ. 1117,
Grundparzellen 779 und 3908/5, EZ. 1813, alle
inliegend in KG. Stockerau (ehemalige Jäger-
und Artilleriekaserne in Stockerau) samt 17 Ob-
jekten und Einfriedung zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Raab Kamitz

2 6 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 25. November 1958, betreffend
die Neufassung der Liste B zum Abkommen
zwischen der Bundesregierung der Republik
Österreich und der Regierung der Republik
Italien über die Regelung des erleichterten
Warenaustausches zwischen den österreichi-
schen Bundesländern Tirol und Vorarlberg
und der italienischen Region Trentino —

Alto Adige.

Die auf Grund Art. 6 des Abkommens zwi-
schen der Bundesregierung der Republik Öster-
reich und der Regierung der Republik Italien
über die Regelung des erleichterten Warenaus-
tausches zwischen den österreichischen Bundes-
ländern Tirol und Vorarlberg und der italienischen
Region Trentino — Alto Adige vom 12. Mai
1949, BGBl. Nr. 125/1957, ernannte österrei-
chisch-italienische Kommission hat bei ihrer in
der Zeit vom 29. September bis 2. Oktober 1958
in Meran abgehaltenen 10. Tagung gemäß Art. 6
Abs. 2 Z. 2 des obgenannten Abkommens die
diesem angeschlossene Liste B wie folgt neu
gefaßt:

Liste B
Ausfuhr aus Trentino-Tiroler Etschland nach

Tirol-Vorarlberg.
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Ausfuhr aus Tirol-Vorarlberg nach
Trentino-Tiroler Etschland.
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Raab

2 6 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. November 1958, betreffend
das Inkrafttreten des Zollabkommens über
die vorübergehende Einfuhr von Wasserfahr-
zeugen und Luftfahrzeugen zum eigenen Ge-
brauch und den Stand der Ratifikationen

und Beitritte zu demselben.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben bisher nachstehende
Staaten das Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr von Wasserfahrzeugen und
Luftfahrzeugen zum eigenen Gebrauch, BGBl.
Nr. 21/1958, ratifiziert beziehungsweise sind
diesem beigetreten:

Staaten
Tag der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde

Schweden 16. Jänner 1958
Spanien (mit Vorbehalt) 2. Oktober 1958
Ungarn 23. Juli 1957
Vereinigtes Königreich 3. Oktober 1958

von Großbritannien
und Nordirland
Der Vorbehalt Spaniens hat folgenden Wort-

laut:
„Mit Bezug auf. die Bestimmungen des Art. 39

Abs. 1 dieses Abkommens wird erklärt, daß sich
Spanien durch den Art. 38 des Abkommens nicht
gebunden erachtet."
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Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß dieses Zollabkommen auch auf die Insel Man,
Jersey und den Bezirk von Guernsey Anwen-
dung finden wird.

Das obangeführte Zollabkommen wird ge-
mäß seinem Art. 34 am 1. Jänner 1959 in Kraft
treten.

Raab

267. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. November 1958, betreffend
den Geltungsbereich des Europäischen Ab-
kommens über die Regelung des Personen-
verkehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des

Europarates.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben bisher nachstehende Staaten

das Europäische Abkommen über die Regelung
des Personenverkehrs zwischen den Mitglieds-
staaten des Europarates, BGBl. Nr. 175/1958,
ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet
beziehungsweise ratifiziert:

Staaten Tag des Inkrafttretens

Belgien 1. Jänner 1958
Bundesrepublik Deutschland 1. Juni 1958
Frankreich 1. Jänner 1958
Griechenland
Italien 1. Jänner 1958

Die griechische Regierung hat sich im Hinblick
auf Art. 7 des Abkommens das Recht vorbehal-
ten, das Abkommen aus Sicherheitsgründen nicht
sofort anzuwenden.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land hat erklärt, daß das Abkommen auch für
das Land Berlin Gültigkeit hat.

Raab


